
Beschluss  

 

      

des Gemeinsamen Bundesausschusses 
über eine Änderung der Richtlinie ambulante 
spezialfachärztliche Versorgung § 116b SGB V:  
Änderung der §§ 2 und 9  

Vom 19. Dezember 2013 

Der Gemeinsame Bundesausschuss hat in seiner Sitzung am 19. Dezember 2013 
beschlossen, die Richtlinie des Gemeinsamen Bundesausschusses über die ambulante 
spezialfachärztliche Versorgung nach § 116b des Fünften Buches Sozialgesetzbuch 
(SGB V) (Richtlinie ambulante spezialfachärztliche Versorgung § 116b SGB V) in der 
Fassung vom 21. März 2013 (BAnz AT 19.07.2013 B 1), wie folgt zu ändern: 

I. Die Richtlinie des Gemeinsamen Bundesausschusses über die ambulante 
spezialfachärztliche Versorgung nach § 116b des Fünften Buches Sozialgesetzbuch 
(SGB V) wird wie folgt geändert: 

1. § 2 Absatz 3 Satz 6 wird wie folgt gefasst: 

„Ist innerhalb der sechs Monate keine Nachbesetzung erfolgt, liegen die 
personellen Voraussetzungen zur Leistungserbringung nach § 116b SGB V 
unmittelbar mit Ablauf der sechs Monate für alle Mitglieder des interdisziplinären 
Teams nicht mehr vor; die Anzeige gegenüber dem erweiterten Landesausschuss 
nach § 116b Absatz 3 Satz 1 SGB V hat innerhalb von drei Werktagen nach Ablauf 
der sechs Monate zu erfolgen.“ 

2. § 9 wird wie folgt geändert: 

a) Das Komma nach dem Wort „erfolgen“ und der nachfolgende Halbsatz werden 
gestrichen. 

b) Folgender Satz 2 wird angefügt: 

„Die zu § 17c Absatz 4 Satz 9 KHG in der bis zum 31.07.2013 geltenden Fassung 
beschlossenen G-AEP-Kriterien gelten entsprechend.“ 

II. Die Änderung der Richtlinie tritt am Tag nach der Veröffentlichung im Bundesanzeiger in 
Kraft. 

Die Tragenden Gründe zu diesem Beschluss werden auf den Internetseiten des 
Gemeinsamen Bundesausschusses unter www.g-ba.de veröffentlicht. 

Berlin, den 19. Dezember 2013 
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Gemeinsamer Bundesausschuss 
gemäß § 91 SGB V 

Der Vorsitzende 

 

Hecken 
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